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Erlass einer Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Verl vom 14.06.2017 
 
 
Der Rat der Stadt Verl hat aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), in 
seiner Sitzung am 13.06.2017 mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder die folgende Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Verl beschlossen: 
 

 
Artikel 1 

 
Der § 9 der Hauptsatzung der Stadt Verl wird wie folgt geändert: 

 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung, 

Verdienstausfallersatz 
 

(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines monatlichen Pau-
schalbetrages nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. 

 
(2) Sachkundige Bürger / Bürgerinnen erhalten für die Teilnahme an Ausschuss- und Fraktions-

sitzungen sowie für die Teilnahme an Sitzungen von Unterausschüssen, Arbeitskreisen usw., 
soweit diese vom Rat gebildet oder gebilligt und Name und Aufgabenkreis festgelegt worden 
sind, ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung. Dies gilt unabhängig 
vom  Eintritt des Vertretungsfalles auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stellver-
tretendes Ausschussmitglied. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld 
gezahlt wird, wird auf achtzehn Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
3) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen 

durch die Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit erforderlich ist. Der 
Anspruch besteht auch für maximal 8 Arbeitstage je Wahlperiode im Falle der Teilnahme an 
kommunalpolitischen Bildungsveranstaltungen, die der Mandatsausübung förderlich sind. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten Arbeitszeit berechnet, wobei die letzte 
angefangene Stunde voll zu rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abgegolten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen Regelstundensatz, es sei denn, dass 

sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der Regelstundensatz wird auf 
12,50 Euro festgesetzt. 
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b) Unselbständigen wird im Einzelfall der den Regelstundensatz übersteigende Verdienst-
ausfall gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Bescheinigung des 
Arbeitgebers, ersetzt. 

 
c) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten,  

sofern sie einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. Die  
 Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe des Ein-  
 kommens, in der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird. 
 
d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen, von denen mindestens eine 

ein Kind unter 14 Jahren oder eine anerkannt pflegebedürftige Person nach SGB XI ist, 
oder einen Haushalt mit mindestens 3 Personen führen und nicht oder weniger als zwan-
zig Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der mandatsbedingten Ab-
wesenheit vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz. Auf Antrag werden statt des 
Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der Arbeitszeit aufgrund der man-

datsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe 
der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht erstattet bei 
Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere Umstände des 
Einzelfalls werden glaubhaft nachgewiesen. 

 
f) Stellvertretende Bürgermeister / Bürgermeisterinnen nach § 67 Abs. 1 GO NRW und Frak-

tionsvorsitzende - bei Fraktionen mit mindestens acht Mitgliedern auch ein stellvertreten-
der Vorsitzender / eine stellvertretende Vorsitzende, mit mindestens 16 Mitgliedern auch 
zwei stellvertretende Vorsitzende und mit mindestens 24 Mitgliedern auch drei stellvertre-
tende Vorsitzende – erhalten neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach 
§ 45 GO NRW zustehen, eine Aufwandsentschädigung nach § 46 GO NRW i.V.m. der 
EntschVO.  

 
 

Artikel 2 
 

Diese Änderung der Hauptsatzung tritt rückwirkend vom 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Nach § 7 Abs. 6 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn: 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Verl, 14.06.2017 
 
 
 
Michael Esken 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Obdachlosenunterkünfte in der Stadt Verl 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW. S. 666, SGV.NRW 2023), zuletzt geändert am 
25.06.2015 (GV.NRW. S. 496) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabegesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert am 15.12.2016 (GV.NRW S. 
1150) hat der Rat der Stadt Verl am 13.06.2017 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Öffentliche Einrichtungen 
 

(1) Die Stadt Verl unterhält zur vorübergehenden Unterbringung  
a) von ausländischen Flüchtlingen, die Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII erhalten, 
b) von Obdachlosen, die gem. § 14 des Ordnungsbehördengesetzes (OBG) vom  
    13.05.1980 (GV.NRW S. 528) in der jeweils geltenden Fassung unterzubringen sind,  
    Übergangswohnheime und Wohnungen bzw. Zimmer in Wohnungen - nachfolgend  
    Unterkünfte genannt –  als öffentliche Einrichtungen. 
 

(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 
 
 

§ 2 Unterkünfte 
 

(1) Welche Unterkünfte diesem Zweck dienen, bestimmt der Bürgermeister. Der Bürgermeister kann 
durch schriftliche Festlegung Objekte streichen oder weitere in den Bestand aufnehmen.  

(2) Darüber hinaus gilt diese Satzung auch für Wohnungen, die den Personengruppen nach § 1 Absatz 1 
Buchstabe a) zum Zweck der Verhinderung oder Beseitigung der Wohnungslosigkeit zugewiesen 
wurden und die sich nicht in einer Unterkunft nach Absatz 1 befinden. Auch diese Wohnungen gelten 
als Unterkünfte im Sinne dieser Satzung. 

 
 

§ 3 Benutzungsverhältnis 
 

(1) Die Unterkunft dient der Verhinderung oder Beseitigung der Wohnungslosigkeit und der vorüberge-
henden Unterbringung der Personengruppen nach § 1. 

(2) Über die Belegung der Unterkünfte entscheidet die Stadt nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist 
berechtigt, im Rahmen der Kapazitäten und der Sicherung einer geordneten Unterbringung bestimm-
te Wohnräume nach Art, Größe und Lage zuzuweisen. Ein Anspruch auf eine Zuweisung einer be-
stimmten Unterkunft oder auf ein Verbleiben in einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. 

(3) Der Bürgermeister erlässt eine Hausordnung, die Näheres zur Benutzung, zum Hausrecht und zur 
Ordnung in den Unterkünften regelt. 

(4) Der Wohnraum in der Unterkunft wird durch schriftlichen Bescheid zugewiesen. Die Zuweisung er-
folgt jederzeit widerruflich. Mit dem Widerruf erlischt das Recht auf Benutzung des zugewiesenen 
Wohnraums. Den benutzungsberechtigten Personen kann jederzeit das Recht für die Benutzung der 
Unterkunft widerrufen bzw. ihnen können andere Unterkünfte zugewiesen werden. Dies gilt insbe-
sondere  
a) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen werden müssen, 
b) bei Missachtung des Hausfriedens oder Verstoß gegen die Bestimmungen der Hausordnung oder 

dieser Satzung oder  
c) bei Standortveränderung der Unterkünfte oder  
d) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll oder  
e) wenn das Asylverfahren abgeschlossen ist oder  
f) wenn trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung keine ausreichende Bemühungen zur akti-

ven Wohnungssuche vorliegen oder  
g) wenn zumutbare Alternativen auf dem regulären Wohnungsmarkt zur Verfügung stehen  
 oder  
h) wenn die Benutzungsgebühren nicht gezahlt werden. 
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§ 4 Benutzungsgebühren 
 

(1) Die Stadt erhebt für die Benutzung der in § 2 genannten Unterkünfte Benutzungsgebühren.  
(2) Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt pro Person und Kalendermonat 

81,28 Euro. 
(3) Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser Satzung in den Bestand gemäß § 2 Abs. 2 aufge-

nommen, bleibt der angesetzte Kalkulationszeitraum gemäß § 6 Abs. 2 KAG hiervon unberührt. 
(4 Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab dem der gebührenpflichtigen Person die  

Unterkunft zugewiesen wurde. Das Benutzungsverhältnis und die Gebührenpflicht enden mit dem 
Tag der Übergabe und Abnahme der zugewiesenen Unterkunft an bzw. den Hausmeister. Eine vo-
rübergehende Abwesenheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur Gebührenzahlung. 

(5) Die Benutzungsgebühr ist jeweils monatlich, und zwar spätestens bis zum 3. Werktag eines jeden 
Monats, an die Stadtkasse zu entrichten. Bei Einzug in die Unterkunft und bei Auszug aus der Unter-
kunft erfolgt eine taggenaue Berechnung der Kosten. Überzahlungen insbesondere bei Auszug sind 
auszugleichen. 

 
 

§ 5 Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte. 
 
 

§ 6 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2017 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein West-
falen (GO NW) eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NW beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
 wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt worden und  

dabei wurde die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
Verl, den 14.06.2017 
 
 
 
Michael Esken 
Bürgermeister 
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